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Die Partei „Die Linke“ hat sich etabliert
Die Linken gehören neben den Liberalen zu den eigentlichen Wahl-Gewinnern

VON STEFAN REHDER

„Wir haben heute ein historisches Ereignis
erlebt. Erstmals in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland ist eine politische
Kraft links von der Sozialdemokratie mit
einem guten zweistelligen Ergebnis in den
Bundestag geschickt worden. Das hat es
noch nie gegeben.“ Gregor Gysi, der große
Politschauspieler, scheint es selbst noch
nicht so richtig fassen zu können. Vor lau-
fenden Fernsehkameras steht er breitbeinig
auf der roten Bühne in der Berliner Kultur-
brauerei, in welche die 2007 gegründete
Partei am Sonntag ihre Anhänger zur Feier
des Wahlausgangs geladen hatte. Die Augen
geschlossen, wiederholt der Vorsitzende der
Bundestagsfraktion langsam, als genieße er
dabei jedes seiner Worte: „Das hat es noch
nie gegeben.“

Man kann den Mann verstehen. Tatsäch-
lich zählen die aus der SED-Nachfolgepar-
tei PDS und der WASG (Wahlalternative
Arbeit und soziale Gerechtigkeit) hervorge-
gange Partei „Die Linke“ neben den Libe-

ralen zu den großen Gewinnern des vergan-
genen Wahlsonntags. Das von Parteichef
Oskar Lafontaine mit „zehn Prozent plus
X“ nicht übermäßig opulent vorgegebene
Wahlziel hat sie geradezu spielend übertrof-
fen. Mit 11,9 Prozent, einem Plus von 3,2
Prozent gegenüber den 8,7 Prozent bei der
Bundestagswahl 2005, überholte „Die Lin-
ke“ sogar „Bündnis 90/Die Grünen“ und ist
nun die viertstärkste Kraft im Bund. In
Brandenburg, wo sie 27,2 Prozent der Stim-
men errang, verteidigte „Die Linke“ ihren
Platz als zweistärkste Partei. SPD-Minister-
präsidenten Matthias Platzeck hat nun die
Möglichkeit, die Große Koalition, die im
Bund dank des überragenden Ergebnisses
der FDP keine Forstsetzung erfahren wird,
nun auch in Potsdam zu beenden. Dass eine
rot-rote Landesregierung in Brandenburg al-
les andere als ausgeschlossen ist, machte
Platzeck noch am Wahlabend klar: „Wir
werden die demokratischen Parteien einla-
den, mit denen sich eine stabile Regierung
bilden lässt. Nach Lage der Dinge sind dies
die CDU und die Linke.“ Solche Worte wä-

ren noch vor wenigen Monaten undenkbar
gewesen. Und auch in Thüringen sind die
Linken nach wie vor noch im Rennen um
eine Beteiligung an der Regierung.

Damit nicht genug: Mit 6,0 Prozent und
einem Zuwachs von 5,5 Prozentpunkten ist
„Die Linke“ nun erstmals auch im schles-
wig-holsteinischen Landtag vertreten. Selbst
im Freistaat Bayern, wo die Linken bei der
Bundestagswahl die wenigsten Prozent-
punkte einfuhren, kamen sie auf 6,5 Pro-
zent der Stimmen. Verpasste die Partei bei
den Landtagswahlen 2008 mit 4,4 Prozent
noch relativ knapp den Einzug in den Baye-
rischen Landtag, so wird es angesichts des
jetzigen Erfolges ab jetzt auch in Bayern
richtig ernst.

„Wir haben ein Top-Ergebnis in den neu-
en Ländern, aber auch ein sehr gutes Ergeb-
nis in den alten Ländern erzielt“, sagt Gysi
am Sonntag in Berlin. Niemand, der dem
Rechtsanwalt da vorwerfen wollte, er insze-
niere wieder einmal nur sich selbst. Und
auch Oskar Lafontaine wird kaum jemand
widersprechen können, wenn er aus den Er-

gebnissen der Bundes- und der beiden
Landtagswahlen den Schluss zieht: „Wir
haben uns etabliert.“ 28 Prozent (ein Plus
von vier Prozent) im Osten und acht Pro-
zent im Westen Deutschlands (ein Plus von
drei Prozent) sprechen eine zu klare Spra-
che.

Vorbei sind die Zeiten, in denen „Die Lin-
ke“ vor allem eine Option für Protestwähler
zu sein schien. Eine Analyse der Ergebnisse
der sogenannten Nachwahlbefragungen
zeigt, dass die Linke mittlerweile in fast al-
len Milieus und Altersgruppen neue Wähler
gefunden hat. Bei den Jungewählern konnte
sie um ganze sechs Prozent zulegen und 13
Prozent der Stimmen einheimsen, bei den
Rentnern waren es zehn Prozent, was
einem Zuwachs von zwei Prozent gleich-
kommt. Nicht einmal, dass „Die Linke“
übermäßig von der Abstraffung der SPD
durch die Bürgerinnen und Bürger profitiert
hat, wird man behaupten können. Denn das
erdrutschartige SPD-Ergebnis basiert nach-
weislich nicht auf den an die Linken verlo-
renen Wählern – die gab es freilich auch –

sondern vor allem darauf, dass rund zwei
Millionen SPD-Anhänger eine Abgabe ihrer
beiden Stimmen verweigerten.

Doch so froh die „Die Linke“ über ihr
Abschneiden bei den Wahlen am Sonntag
sein mag und so sehr sie sich in der Auffas-
sung bestärkt sehen darf, dass diesem eine
gewisse Dauer beschieden sein wird, so sehr
bleibt sie, um mitregieren zu können, doch
stets auf die SPD angewiesen. An deren
Schwäche, das machten die Parteioberen,
noch am Sonntag deutlich, kann den Lin-
ken nicht gelegen sein. „Ich habe keine Hä-
me für die SPD: Ich wünsche mir, dass sie
sich konsolidiert“, sagte etwa Linken-Bun-
desgeschäftsführer Dietmar Darth. Und
Gysi betonte: Was die SPD jetzt brauche,
sei eine „Rebellion“. Ob die kommt und die
SPD wieder nach links rückt, oder ob sie
ausbleibt, wird letztlich darüber entschei-
den, ob Deutschland in vier Jahr das droht,
wovor Union und FDP voreilig bereits in
diesem Wahlkampf gewarnt haben: Ein rot-
rotes Lager, das dann auch tatsächlich fähig
wäre, eine Regierung zu stellen.
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Westerwelle rettet Merkel. Doch eine schwarz-gelbe Regierung wird es schwer haben
gegen die zu erwartende Mobilmachung von Rot-Rot-Grün. Foto: dpa

„Diese Wahl war keine Momentaufnahme, sie
hat die Parteienlandschaft grundsätzlich verändert“

Für den Politologen Werner Weidenfeld wird die Auseinandersetzung zwischen schwarz-gelber Regierung und neuem Linksbündnis die politische Kultur massiv verändern

VON MARKUS REDER

Union und FDP können gemeisam regieren.
Dass es für ein schwarz-gelbes Bündnis ge-
reicht hat, liegt vor allem am guten Ab-
schneiden der Liberalen. Alles Zweitstimmen
aus dem Unionslager oder gibt es für den
Erfolg der FDP noch ganz andere Gründe?
Zunächst muss man sehen, dass ein hoher
Prozentsatz in der Bevölkerung die Beteili-
gung der FDP an der Regierung begrüßt.
In Umfragen vor der Wahl haben über fünf-
zig Prozent gesagt, es wäre gut, wenn die
FDP mitregieren würde. Zum Zweiten hat
die FDP ihr Kompetenzprofil geschärft als
die Partei der klassischen Marktwirtschaft.
Sie hat auch ein Stück Optimismus ausge-
strahlt im Blick auf die Möglichkeit, wieder
einen Aufschwung herbeizuführen. Ansons-
ten ist die FDP der Ort klassischer Unions-
wähler, die von ihrer Partei enttäuscht sind,
die aber eine bürgerliche Mitte suchen und
sie bei der FDP finden. Wichtig ist, festzu-
halten: Diese Wahl war keine Momentauf-
nahme, die sich übermorgen wieder korri-
giert. Wir haben eine grundsätzliche Verän-
derung der Parteienlandschaft erlebt.

Dann sehen wir uns zunächst die Union an.
Was hat sich da verändert? Der Jubel über
ein neues Regierungsbündnis kann ja nicht
darüber hinwegtäuschen, dass CDU/CSU ein
sehr schlechtes Wahlergebnis erzielt haben.
Wo war der Kanzlerbonus? Die großen Sym-
pathiewerte für Angela Merkel haben nicht
zu Stimmengewinnen geführt.
Der Kanzlerbonus war durchaus vorhan-
den, sonst hätte die Union ein noch viel
schlechteres Ergebnis eingefahren. Die Bin-
dewirkung der Union ist deutlich reduziert.
Umfragen belegen: Nur noch ein relativ
kleiner Prozentsatz fühlt sich durch die Pro-
grammatik an die Partei gebunden. Hier hat
sich unter der Oberfläche sehr viel verän-
dert. Die Popularität der Kanzlerin hat die
Union vor noch schlimmeren Einbrüchen
bewahrt. Die Union hat das schlechteste Er-
gebnis seit 1949 erzielt. Das wurde am
Wahlabend mit einer gewissen Freude-Pati-
na über das Erreichen einer schwarz-gelben
Mehrheit überdeckt. Man muss das Unions-
ergebnis jenseits dieses Wahlabend-Pathos
analysieren. Dann führt das zu ganz harten
Erkenntnissen und in die Tiefendimension
unserer Gesellschaft.

Und was verrät der Blick in die Tiefendime-
sion der Gesellschaft? Was sind die Gründe
dafür, dass die Union nicht mehr diese Binde-
kraft entfaltet?
Der Blick auf die Veränderung der Tiefen-
dimension der Gesellschaft zeigt zunächst
einmal, dass die klassischen Wählermilieus
der großen Volksparteien erodiert sind. Was
für die SPD die Auflösung der Arbeiter-
schaft bedeutet, bedeutet für die Union die
Erosion des katholisch/christlichen Wähler-
milieus. Der zweite Grund ist eine Reduzie-
rung kommunikativer Zuverlässigkeit. Wäh-
ler glauben den Versprechungen von Partei-
en immer weniger. Das gilt für alle Parteien,
aber davon ist auch die Union betroffen.
Wir erleben einen Verlust an Vertrauen in

die Zuverlässigkeit der Zielvorgaben. Und
das Dritte, aus meiner Sicht sogar Gravie-
rendste dabei ist, die Parteien – auch die
Union – haben es aufgegeben, eine binden-
de langfristige Zielperspektive zu entwi-
ckeln, eine Art Zukunftsbild der Gesell-
schaft. Damit verlieren sie die feste Veran-
kerung bei der Wählerschaft, die viel situati-
ver, mobiler, fluider geworden ist, sich sehr
viel später entscheidet und wesentlich
schwerer kalkulierbar ist. Das bedeutet eine
tief greifende Veränderung der Parteien-
landschaft. Zuordnungen und Bindungen
haben sich gelöst.

Wie müsste die Union darauf reagieren?
Wenn sich Bindungen lösen, muss man nicht
gerade dann die eigene Stammklientel um so
mehr pflegen?
Die CDU müsste wieder kommunikative
Zuverlässigkeit entwickeln. Und sie müsste
ein Zukunftsbild entwerfen, bei dem sich
die klassischen Wähler mit ihren Interessen
wiederfinden. Die Konzentration auf Au-
genblick-Details bindet die Menschen nicht.
Ein Prozent mehr oder weniger Steuern
oder Krankenversicherung: Solche Themen
binden keine Wähler. Die Parteien haben
sich im Wahlkampf genau auf diese Art De-
tails kapriziert. Später wurde das noch da-
durch gesteigert, dass es um Dienstwagen-
fahrten oder Geburtstagsessen ging. Das
sind klare Indikatoren für den Verlust an
langfristigen Perspektiven.

Dann fehlt es also an klar erkennbaren Ge-
sellschaftsentwürfen, mithin an Themen, die
über das Klein-Klein der Tagespolitik hinaus-
gehen?
In der Tat. Nehmen Sie nur die Wahlen von
1972 und 1976. Beide Male hatten wir eine
Wahlbeteiligung von über neunzig Prozent.
Beide Male waren die beiden Volksparteien
zusammen bei über neunzig Prozent. Was
war damals der Fall? Es gab große, die Ge-
sellschaft erfassende Auseinandersetzungen

um die Zukunftsbilder der Gesellschaft.
Wenn Sie heute an die großen Auseinander-
setzungen von damals denken, dann kommt
einem das vor, wie Signale von einem ande-
ren Planeten. Heute erleben wir stattdessen
eine Detailversessenheit der Politik. Man-
cher Diskussion im Wahlkampf konnte man
doch nur noch folgen, wenn man ausgebil-
deter Steuerberater war oder langjährige Er-
fahrung in der Sozialversicherung hatte.

Lange galt die CSU in Bayern als eine Partei,
der es gelang, als konservative Volkspartei
mit christlich-sozialem Profil breite Wähler-
schichten zu binden. Auch das scheint vorbei.
Die CSU gehört zu den großen Wahlverlierern.
Warum? War Seehofers Gepolter gegen die
FDP Schuld?
Die CSU hat zunächst einmal die gleichen
grundsätzlichen Probleme wie die CDU.
Das schlechte Ergebnis der CSU ist daher
auch nicht die Folge bestimmter Tagesereig-
nisse. Es geht wie gesagt um Grundsätzli-
ches, um eine Entwicklung, die sich bereits
über mehrere Jahre hinzieht. Bindungsver-
lust und Milieuverlust wurden bei dieser
Wahl noch verschärft durch strategische
Fehler im Wahlkampf. Die CSU ist genauso
sprunghaft in den Themen geworden, wie
die anderen Parteien auch. Das hat es in der
klassischen alten CSU der, sagen wir,
strauß'schen Prägung nicht gegeben. Diese
Art der Sprunghaftigkeit, heute das eine
Thema, morgen das andere und dann häu-
fig klientelorientierte Zurufe, das hat der
CSU sehr geschadet. Ein anderer strategi-
scher Fehler war, die Attacken gegen die
FDP zu einer Art Hauptthema zu machen.
Damit hat man die Bereitschaft der bürger-
liche Mitte sogar verstärkt, sich die FDP
mal genauer anzusehen und die FDP zum
Auffanglager für Enttäuschte der bürgerli-
chen Mitte gemacht. Der CSU ist es nicht
einmal gelungen, jene Wähler, die bei den
letzten Landtagswahlen zu den Freien Wäh-
lern gewandert sind, zurückzugewinnen.

Wie stark ist Horst Seehofer durch dieses
Wahlergebnis beschädigt?
Zweifellos ist das ein Autoritätsverlust. Es
gibt eine Art Barometer für die Autorität
des CSU-Vorsitzenden. Dieses Barometer
liegt zwischen 49 Prozent bei Bundestags-
wahl 2005 und 43 Prozent bei der letzten
Landtagswahl. Das Wahlergebnis vom
Sonntag liegt unterhalb dieser Untergrenze
des Barometers. Das ist ein schwerwiegen-
des Ereignis für die CSU. Insofern gibt es
natürlich in den Führungsetagen der CSU
eine gewisse Unruhe. Das ist unübersehbar.
Man kann das schon daran ablesen, wie vie-
le nun aus den oberen Etagen plötzlich er-
klären, es dürfe jetzt keine Führungsdebatte
geben. Solche Äußerungen sind bereits der
Ausdruck einer Führungsdebatte.

Führungsdebatten wird es auch bei der SPD
geben. Die Sozialdemokraten haben ein ka-
tastrophales Ergebnis erzielt. War dieser
Wahltag das endgültige Ende der Volkspartei
SPD?
Die großen Volksparteien sind insgesamt ge-
schrumpft. Das darf man nicht übersehen.
Aber bei der SPD zeigt sich das in beson-
ders dramatischer Form. Bei der SPD spielt
es eine entscheidende Rolle, dass die soziale
Kernkompetenz, die das Erscheinungsbild
der SPD ausmacht, dramatisch geschwächt
ist. Dazu kommt: Das Vertrauen in die
Wirtschaftskompetenz der SPD ist außeror-
dentlich schwach geworden. Die SPD gilt
nicht mehr als der „soziale Garant“ dieser
Gesellschaft. Gleichzeitig wird ihr auch kei-
ne Aufschwungkompetenz zugeordnet. In-
sofern hat die SPD an den verschiedenen
Seiten Wähler verloren. Sie hat nicht nur an
die Linke Stimmen abgeben müssen, son-
dern auch ins Lager der Nichtwähler.

Die SPD wird sich personell und programma-
tisch neu aufstellen...
Die SPD wird in den nächsten Monaten
eine Art Neuformierung vornehmen und in-

nerlich austragen müssen. Sie wird natürlich
die Möglichkeit einer Machtoption über ein
linkes Lager aufbauen, um sich für die
nächste Wahl eine reale Chance zu erarbei-
ten.

Dann ist ein Linksbündnis auch im Bund
durch das Wahlergebnis vom Sonntag deut-
lich wahrscheinlicher geworden?
Die Parteienlandschaft hat sich verändert.
Es gibt für die SPD keinen Grund mehr,
keine Allianzen auf Bundesebene mit der
Linken einzugehen. Sie braucht die Linke,
um eine Mehrheit zu schmieden. Auch die
Zurückhaltung der Grünen gegen solch eine
Allianzbildung wird sich legen, sodass wir
ganz real die Perspektive einer linken Alli-
anz Rot-Rot-Grün haben werden. Sicher
sind die Personalbestände aus der Schröder-
SPD nicht gerade begeistert, mit der Lafon-
taine-Linken zu kooperieren. Aber der
Druck innerhalb der SPD – gerade auch
aus der nächsten Generation – wird über-
mächtig sein. Interessant wird sein, wer den
Parteivorsitz der SPD übernimmt. Wer soll
eine SPD führen, die sich jetzt klar und in-
nerlich unverkrampft dem linken Lager zu-
ordnet? Da wird man in den nächsten Wo-
chen spannende Auseinandersetzungen erle-
ben.

Wie wird das Ergebnis dieser Bundestags-
wahl die politische Kultur im Land verändern?
Kommt nach vier Jahren Großer Koalition
jetzt wieder eine Zeit verschärfter Lagerbil-
dung? Und wer profitiert davon?
Es wird sicher zu einer neuen Schärfe der
Kontroverse kommen. Wir bekommen ein
politisches Klima mit neuer antagonisti-
scher Schärfe. Wir haben auf der einen Seite
eine Regierung, die gewissermaßen mit libe-
raler Offenheit einen Aufschwung sucht
und auf der anderen Seite bildet sich ein lin-
kes Lager heraus, das mit aller Intensität da-
gegen angehen wird. Dieses linke Lager be-
steht nicht nur aus SPD, Grünen und Links-
partei, sondern zu einem großen Teil dann
auch aus der Gewerkschaftsbewegung. Alle
zusammen werden öffentlichen Protest
gegen diese Regierung mobilisieren. Das ist
eine völlig andere Klimaformation in unse-
rer politischen Kultur als die gewisserma-
ßen konsensorientierte Phase der Großen
Koalition, aber auch anders als die Zeit da-
vor.

Mit anderen Worten: Wenn die geballte Linke
gemeinsam gegen Schwarz-Gelb opponiert
und „die Straße“ entsprechend mobilisiert,
dann bleibt Union und FDP nur ein begrenz-
tes Zeitfenster von vier Jahren?
Das ist eine durchaus realistische Perspekti-
ve. Das ist genau die Machtoption, die sich
die SPD erarbeiten will. Dass das funktio-
niert, ist keineswegs auszuschließen. Der
Vorsprung der neuen Regierungsmehrheit
ist auch nicht so groß, dass er für Union
und FDP Anlass zur Gelassenheit böte. Die
Auseinandersetzung zwischen schwarz-gel-
ber Regierung und Linksbündnis wird die
große prägende Auseinandersetzung der
nächsten Jahre.




